Deutsdier Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drudtsadie Nr. 3158 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 26. l ebruar 1952 

6 - 63001 - 148/52 11 


An clcn Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende Ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur V^erlängerung 
der Geltungsdauer des Energie notge setze s 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 78. Sitzung am 15. Februar 1952 ge- 
mäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30. 



Entwurf eines Gesetzes 

zur Verlängerung der Geltungsdauer des Energienotgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Die Geltungsdauer des Gesetzes über Not- 
maßnahmen auf dem Gebiet der Elektrizitäts- 
und Gasversorgung (Energienotgesetz) vom 
10. Juni 1949 (WiGBl. S, 87) in der Fassung 
des Gesetzes über die Verlängerung der Gel- 
tungsdauer des Gesetzes über Notmaßnah- 
men auf dem Gebiet der Elektrizitäts- 
und Gasversorgung (Energienotgesetz) vom 
7. Juni 1950 (BGBl. S. 204)/ 29. März 1951 
(BGBl. I S. 224) ^ird bis zum 31. März 1953 
verlängert. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1952 in 
Kraft. 


Begründung 


Das Gesetz über Notmaßnahmen auf dem 
Gebiet der Elektrizitäts- und Gasversorgung 
(Energienotgesetz), das am 29. März 1951 
(BGBl. S. 224) zuletzt verlängert wurde, tritt 
am 31. März 1952 außer Kraft. Auf Grund 
der immer noch nicht behobenen Energie- 
notlage besteht das Bedürfnis nach einer ge- 
setzlichen Regelung fort. 

Die Vorbereitung zu einer Neufassung und 
Ergänzung des Gesetzes zur Förderung der 
Energiewirtschaft (Energiewirtschaftsgesetz) 


vom 13. Dezember 1935 (RGBl, I S. 1451) 
dürfte in nächster Zeit soweit abgeschlossen 
sein, daß ein Gesetzentwurf vorgelegt werden 
kann. Durch die Neufassung des Energiewirt- 
schaftsgesetzes werden voraussichtlich die 
Vorschriften des Energienotgesetzes abgelöst 
werden können. Mit Erlaß eines Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Energiewirt- 
schaftsgesetzes kann in den nächsten Monaten 
noch nicht gerechnet werden, so daß auf den 
Erlaß eines Gesetzes zur Verlängerung der 
Geltungsdauer des Energienotgesetzes nicht 
verzichtet werden kann. 



